
 
 

  

 

Beschluss 
Az: BK6-13-165 

 

In dem Besonderen Missbrauchsverfahren 

MK 5 GmbH, Pfeuferstr. 7, 81373 München, vertreten durch die Geschäftsführung 

 - Antragstellerin - 

Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwälte Becker Büttner Held, Pfeuferstr. 7,  

81373 München 

zur Überprüfung des Verhaltens  

der SWM Infrastruktur GmbH, Emmy-Noether-Str. 2, 80992 München, vertreten durch 

die Geschäftsführung 

 - Antragsgegnerin - 

wegen: Bestimmung der Anschlussebene 

hat die Beschlusskammer 6 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 

Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, gesetzlich 

vertreten durch ihren Präsidenten Jochen Homann, 

 

durch den Vorsitzenden Matthias Otte, 

den Beisitzer Andreas Faxel  

und die Beisitzerin Dr. Kathrin Thomaschki 

auf die mündliche Verhandlung vom 21.10.2013 

- Beschlusskammer 6 - 
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am 14.01.2014 beschlossen: 

1. Es wird festgestellt, dass der Netzanschluss des Gebäudes mit der 

postalischen Anschrift  sowie  

 in der Netzebene 6 liegt.  

2. Die Antragsgegnerin wird verpflichtet, für die in diesem Gebäude von 

der Antragstellerin selbst und von der Sozietät Becker Büttner Held 

Rechtsanwälte Wirtschaftsprüfer Steuerberater, Partnerschaft 

genutzten Entnahmestellen zukünftig die jeweils gültigen Netzentgelte 

der Netzebene 6 abzurechnen, soweit die Entnahmestellen über eine 

registrierende Leistungsmessung verfügen. 

3. Im Übrigen wird der Antrag zurückgewiesen. 

4. Es ergeht ein gesonderter Gebührenbescheid. 

 

G r ü n d e  
 
 

I. 
 

1. Die Antragstellerin ist Eigentümerin des Bürogebäudes mit der postalischen 

Anschrift  sowie . Im Keller des 

Gebäudes befinden sich zwei im Eigentum der Antragsgegnerin stehende 

Transformatorstationen, in denen Strom von Mittelspannung auf Niederspannung 

umgespannt wird. Die Stromversorgung des Gebäudes erfolgt über ein im Eigentum 

der Antragstellerin stehendes Kabel, das von der unterspannungsseitigen 

Sammelschiene der Transformatoren abgeht. 

Nach Errichtung des Anschlusses zahlte die Antragstellerin einen Baukostenzuschuss 

(BKZ) für die Netzebene 7 in Höhe von  €. Mit mehreren Schreiben, zuletzt 

vom 21.08.2012 forderte die Antragstellerin die Antragsgegnerin zur Neuberechnung 

des BKZ mit der Begründung auf, der Netzanschluss des Gebäudes liege nicht in der 

Netzebene 7, sondern in der Netzebene 6. Die geforderte Neuberechnung und 

Rückerstattung eines etwaig überzahlten BKZ wurde von der Antragsgegnerin 

abgelehnt. 
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2. Mit Schreiben vom 26.07.2013 hat sich die Antragstellerin an die 

Bundesnetzagentur gewandt und die Durchführung eines Besonderen 

Missbrauchsverfahrens nach § 31 EnWG beantragt. 

3. Die Antragstellerin vertritt im Verfahren weiterhin die Auffassung, dass es sich 

bei dem vorliegenden Gebäudeanschluss um einen Anschluss in der Netzebene 6 

handele, da das von der unterspannungsseitigen Sammelschiene der Transformatoren 

abgehende Kabel unstreitig in ihrem Eigentum steht und der Eigentumsübergang damit 

unmittelbar an der Sammelschiene liegt. Dieser Einordnung stehe auch nicht 

entgegen, dass die im Gebäude befindlichen Transformatoren - nach dem Vortrag der 

Antragsgegnerin - unterspannungsseitig über das Niederspannungsnetz mit anderen 

Transformatoren vermascht seien. Für diese Sachverhaltskonstellation habe die 

Beschlusskammer 8 der Bundesnetzagentur mit Beschluss vom 19.05.2009 - BK8-07-

029 - bereits entschieden, dass die unterspannungsseitige Vermaschung nicht dazu 

führe, einen direkten Anschluss mit eigenen Kabeln an die unterspannungsseitige 

Sammelschiene der Netzebene zuzuordnen. Vielmehr sei auch in diesem Fall ein 

Anschluss an der Umspannebene gegeben.  

Damit sei der BKZ nach dem Positionspapier der Beschlusskammer 6 zur Erhebung 

von BKZ für Netzanschlüsse oberhalb der Niederspannung vom 05.09.2009 falsch 

berechnet und in Höhe von  € unangemessen. 

Die Antragstellerin ist weiterhin der Auffassung, der Zulässigkeit des Antrags auf 

Neuberechnung des BKZ im Besonderen Missbrauchsverfahren nach § 31 EnWG 

stehe die bereits erfolgte Zahlung des BKZ nicht entgegen. Die Antragsgegnerin habe 

einen überhöhten BKZ vereinnahmt und berühme sich, diesen behalten zu dürfen. Mit 

diesem rechtswidrigen Behalten des überhöhten BKZ liege ein dauerhafter und damit 

gegenwärtiger Verstoß der Antragsgegnerin gegen § 17 Abs. 1 EnWG vor. Die 

Situation sei vergleichbar mit der Situation des § 812 BGB. Verweigert der zu unrecht 

Bereicherte die Rückzahlung, verstoße dieser auch gegen die gesetzliche 

Rückzahlungsverpflichtung. Bestehe keine Anspruchsgrundlage für die Zahlung, 

bestehe auch kein Grund für das Behaltendürfen der Leistung. Zudem sprächen 

verfahrensökonomische Aspekte für eine Behandlung des Neuprüfungsantrags durch 

die Beschlusskammer. 

 

Die Antragstellerin beantragt zuletzt, 

1. die Antragsgegnerin zu verpflichten, den von der Antragstellerin 

gezahlten Baukostenzuschuss auf Grundlage des Anschlusses an 

die Netzebene 6 (Umspannung Mittelspannung/Niederspannung) 
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unter Berücksichtigung des Positionspapiers der BNetzA vom 

05.01.2009 (BK6p-06-003) neu zu berechnen, 

2. die Antragsgegnerin zu verpflichten, die Entnahmestellen mit der 

postalischen Anschrift  sowie  

 im Rahmen der Netznutzung als Netzanschlüsse 

der Netzebene 6 zu behandeln und abzurechnen, soweit die 

jeweiligen Entnahmestellen über eine registrierende 

Leistungsmessung verfügen (derzeit sind dies die Entnahmestellen 

mit den Zählernummern  

) 

3. hilfsweise zu 2. die Antragstellerin zu verpflichten, die 

Entnahmestellen der postalischen Anschrift  

, die von 

• der Antragstellerin selbst und  

• von der Sozietät Becker Büttner Held, Rechtsanwälte 

Wirtschaftsprüfer Steuerberater, Partnerschaft 

genutzt werden, im Rahmen der Netznutzung als Netzanschlüsse 

der Netzebene 6 zu behandeln und abzurechnen, soweit die 

jeweiligen Entnahmestellen über eine registrierende 

Leistungsmessung verfügen (derzeit sind dies die Entnahmestellen 

mit den Zählernummern  

). 

 

4. Die Antragsgegnerin beantragt sinngemäß die vollumfängliche Zurückweisung 

der Anträge. 

Die Antragsgegnerin ist der Auffassung, die die Netzentgelte zum Gegenstand 

habenden Anträge zu 2. und 3. seien unzulässig, soweit sie sich auf nicht von der 

Antragstellerin selbst genutzte Anschlüsse bezögen. Die Pflicht zur Zahlung der 

Netzentgelte sei Gegenstand eines Schuldverhältnisses zwischen Netzbetreiber und 

den einzelnen Anschlussnutzern. Die Antragstellerin sei nicht berechtigt, in dieses 

Rechtsverhältnis einzugreifen. Etwas anderes könne nur dann gelten, wenn die 

Antragstellerin bezüglich anderer Anschlussnutzer Vollmachten vorlegen könne, was 

nicht geschehen sei. 

Im Übrigen hält die Antragsgegnerin die Anträge für unbegründet, da es sich 

vorliegend um einen Anschluss der Netzebene 7 handele. 
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Der von der Antragstellerin zitierte Beschluss der Beschlusskammer 8 betreffe die 

Verhältnisse der Netzebenen 2 und 3 und könne nicht auf das Verhältnis der 

Netzebenen 6 und 7 übertragen werden. Anders als bei den Netzanschlüssen der 

Netzebenen 2 und 3, die aufgrund ihrer relativen Seltenheit individueller geplant 

würden, sei die Anschlusssituation auf den Netzebenen 6 und 7 durch eine Vielzahl 

von Zufälligkeiten, namentlich durch die jeweiligen örtlichen Gegebenheiten, 

gekennzeichnet. Dies gelte insbesondere für die Frage, wie weit das Anwesen eines 

Anschlussnehmers von der nächsten Netztrafostation entfernt ist. Befinde sich eine 

Netztrafostation in unmittelbarer Nähe eines Gebäudes, so könne ein Anschluss durch 

kundeneigenes Kabel direkt an der Sammelschiene erfolgen. Befinde sich die nächste 

Trafostation hingegen in einiger Entfernung zu einem Gebäude, komme ein Anschluss 

per Kundenkabel nicht mehr in Betracht. Hinge es aber allein von der Nähe zur 

nächsten Trafostation ab, ob ein Anschluss wahlweise in der Netzebene 6 oder 7 

erfolgen kann oder nur in der Netzebene 7, stelle dies eine unbillige Privilegierung der 

Anschlussnehmer in unmittelbarer Nähe zu einer Trafostation dar, was mit dem 

Diskriminierungsverbot des § 17 EnWG nicht vereinbar sei. Um eine Gleichbehandlung 

sicherzustellen, seien alle Anschlüsse, die an eine 0,4 kV-Leitung angeschlossen sind, 

in die Netzebene 7 einzuordnen.  

Auch müssten alle Anschlussnutzer, die die gleichen Betriebsmittel des Netzbetreibers 

nutzen, der gleichen Netzebene im Sinne der StromNEV zugeordnet werden. Es 

leuchte nicht ein, warum von einer Gruppe von Anschlussnutzern, die alle in exakt 

gleicher Weise an das örtliche Netz angeschlossen sind und damit die gleichen 

Betriebsmittel des Netzbetreibers nutzen, einige der Netzebene 6 und andere der 

Netzebene 7 zuzuordnen seien. Ein solches Ergebnis stehe mit dem von der 

StromNEV verfolgten Ziel der fairen und gleichmäßigen Verteilung der Kosten der 

einzelnen Netzebenen nicht in Einklang. 

Des Weiteren sei zu beachten, dass mit einer Zuordnung des Anschlusses zur 

Netzebene 6 für die Anschlussnutzer keine Standardlastprofile (SLP) mehr verwendet 

werden könnten, sondern eine Lastgangmessung erforderlich wäre. Dies wiederum 

würde deutlich höhere Messentgelte bedeuten, die vielfach durch die niedrigeren 

Netzentgelte aber nicht aufgewogen werden könnten. Gerade in „gemischt genutzten“ 

Gebäuden aus Groß- und Kleinverbrauchern könnten die Kleinverbraucher in die für 

sie in der Gesamtsicht aus Netz- und Messentgelt teurere Netzebene 6 gedrängt 

werden. 

5. Dem Bundeskartellamt und der Landesregulierungsbehörde wurde gemäß § 58 

Abs. 1 Satz 2 EnWG Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 
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Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Verfahrensakte Bezug 

genommen. 

 

II. 

 

1. Die Zuständigkeit der Bundesnetzagentur als Regulierungsbehörde für die 

vorliegende Entscheidung folgt aus § 54 Abs. 1 S. 1 EnWG, da es sich bei der 

Antragsgegnerin um einen Netzbetreiber mit über 100.000 angeschlossenen Kunden 

handelt. Die Beschlusskammer ist zur Entscheidung gemäß § 59 Abs. 1 S. 1 EnWG 

berufen. 

 

2. Der Antrag zu 1. ist mangels einer erheblichen gegenwärtigen 

Interessensberührung, der Antrag zu 2. wegen der fehlenden Aktivlegitimation der 

Antragstellerin für die Entnahmestelle  unzulässig. Der Antrag zu 3. hingegen 

ist zulässig. 

 

2.1. Voraussetzung einer Entscheidung nach § 31 EnWG ist das Vorliegen einer 

gegenwärtigen erheblichen Interessenberührung des Antragstellers im 

Entscheidungszeitpunkt.1) Diese ist hinsichtlich des Antrags zu 1. nicht gegeben, da er 

auf die zivilrechtliche Rückabwicklung eines bereits abgeschlossenen 

Lebenssachverhaltes gerichtet ist. Insoweit nimmt die Antragstellerin zutreffend Bezug 

auf die Fallkonstellation des § 812 BGB. Die rückwirkende Überprüfung des durch die 

Zahlung abgeschlossenen energiewirtschaftlichen Lebenssachverhaltes der 

Geltendmachung von BKZ durch den Netzbetreiber aber ist in § 31 EnWG – anders als 

in § 65 Abs. 3 EnWG und § 83 Abs. 2 S. 2 EnWG – bereits dem Wortlaut nach nicht 

vorgesehen.2)  

Es existiert darüber hinaus auch nach Sinn und Zweck des Besonderen 

Missbrauchsverfahrens als fristgebundenes Streitbeilegungsverfahren kein Bedürfnis 

für die Anerkennung eines weitergehenden Schutzes der Antragstellerin. Insbesondere 

kann die gegenwärtige Interessensberührung nicht mit einem etwaig durch die BKZ-

1)  vgl. BNetzA, Beschluss vom 22.4.2010, BK6-09-141, S. 8 m. w. N.; Weyer, in: Berliner 
Kommentar zum Energierecht, 2. Aufl., § 31 EnWG Rn. 7; Robert, in: 
Britz/Hellermann/Hermes, EnWG, 2. Aufl., § 31 Rn. 8. 

2)  vgl. BNetzA, Beschluss vom 15.1.2008, BK8-06/029, S. 7 f.; Beschluss vom 22.4.2010, 
BK6-09-141, S. 9. 
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Zahlung eingetretenen wirtschaftlichen Schaden bzw. - wie die Antragstellerin es 

ausdrückt - mit einem „rechtswidrigen Behalten des überhöhten BKZ“ begründet 

werden. Denn mit dieser Argumentation könnte die Gegenwärtigkeit in allen Fällen 

konstruiert werden. Darüber hinaus dient das Besondere Missbrauchsverfahren weder 

der Durchsetzung von zivilrechtlichen Schadensersatz- bzw. Erstattungsansprüchen 

noch der Vorbereitung einer entsprechenden zivilrechtlichen Klage. Dies gilt auch vor 

dem Hintergrund des § 32 Abs. 4 EnWG. Diese Regelung soll die Durchsetzung 

privater Ansprüche wegen bestandskräftig festgestellter Missbräuche erleichtern, nicht 

aber eine behördliche Vorprüfungsinstanz für die zivilgerichtliche Durchsetzung solcher 

Ansprüche einrichten. Denn § 32 Abs. 4 EnWG wendet sich allein an die Zivilgerichte 

als Normadressaten und nicht an die Regulierungsbehörde. Im Übrigen kann aus der 

Tatsache, dass die Zivilgerichte aufgrund des § 32 Abs. 4 EnWG an Entscheidungen 

der Regulierungsbehörde gebunden sind, nicht der Schluss gezogen werden, dass die 

Regulierungsbehörde deswegen zu einer Entscheidung verpflichtet ist. 3)  

Auch der Vortrag der Antragstellerin, es sei unökonomisch, wenn sie ihren Anspruch 

auf Rückzahlung des zu viel geleisteten BKZ in einem nachgelagerten zivilgerichtlichen 

Verfahren geltend müsste, da eine aufwendige Einarbeitung des Zivilrichters in die 

energiewirtschaftliche Sach- und Rechtslage erforderlich sei, kann eine Zulässigkeit 

des Antrags zu 1. nicht begründen. Selbstverständlich erkennt auch die 

Beschlusskammer, dass es sich bei der Frage, in welcher Netzebene der vorliegende 

Anschluss zu verorten ist, um die nach dem EnWG zu prüfende materiell-rechtliche 

Vorfrage handelt. Hinsichtlich der Verfahrensökonomie führt diese Erkenntnis indes 

nicht weiter. Vielmehr ist zu beachten, dass es selbst im Falle des beantragten 

Verpflichtungsausspruchs auf Neuberechnung des BKZ zur Durchsetzung des 

eigentlichen Rückzahlungsbegehrens eines nachgelagerten Zivilprozesses bedarf. 

Denn die Beschlusskammer ist gerade nicht befugt, einen vollstreckbaren 

(Rück)Zahlungstitel für die Antragstellerin auszusprechen. Darüber hinaus bezieht sich 

die von der Antragstellerin angestrebte Tatbestandswirkung des § 32 Abs. 4 EnWG nur 

auf die Feststellung des Verstoßes eines Netzbetreibers als solches, nicht aber etwa 

auf Prüfungspunkte des Bestehens/Nichtbestehens von rechtsvernichtenden oder 

rechtshemmenden Einreden. Aus diesen Gründen würde der begehrte Ausspruch den 

Streit nicht beenden. Vielmehr würde der Streitstoff lediglich aufgeteilt mit der Folge, 

dass über den energierechtlichen Teil der angestrebten Rückabwicklung das 

zuständige Oberlandesgericht als Beschwerdeinstanz für Entscheidungen der 

Bundesnetzagentur zu verhandeln hätte, über den anderen zivilrechtlichen Teil die 

3)  BNetzA, Beschluss vom 23.9.2013, BK6-13-008 
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allgemeinen Zivilgerichte erster Instanz. § 32 Abs. 4 EnWG würde sich also bei diesem 

Verständnis prozessökonomisch kontraproduktiv auswirken.4)  

Insofern sind denn konsequenter Weise die sich aus dem EnWG ergebenden 

bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten gemäß § 102 S. 2 EnWG den Zivilgerichten auch 

dann zugewiesen, wenn die Entscheidung eines Rechtsstreites ganz oder teilweise 

von einer Entscheidung abhängt, die nach dem EnWG zu treffen ist. Auch diese 

Vorschrift zeigt, dass das Besondere Missbrauchsverfahren des § 31 EnWG kein 

„energierechtliches Vorprüfungsverfahren“ für einen anschließend im Zivilprozess 

durchzusetzenden Rückzahlungsanspruch aus ungerechtfertigter Bereicherung ist.  

Schließlich würde ein anderes Verständnis dazu führen, dass die Beschlusskammer 

über das Besondere Missbrauchsverfahren nach § 31 EnWG bundesweit und zudem 

auch noch in einem fristgebunden Verfahren praktisch hinsichtlich jedes zivilrechtlichen 

Schadenersatz- bzw. Rückzahlungsanspruchs „mit energierechtlichem Einschlag“ die 

energierechtliche Vorprüfung vorzunehmen hätte. Denn anders als im Falle des § 30 

EnWG besteht für die Beschlusskammer im Falle eines Antrags nach § 31 EnWG kein 

Aufgreifermessen hinsichtlich der Durchführung eines Verfahrens. Dies aber könnte die 

Beschlusskammer mit den bestehenden Ressourcen nicht leisten und würde sie für die 

Entscheidung von akuten und gegenwärtigen Missbrauchsfällen blockieren. 

 

2.2. Der Antrag zu 2. ist mangels Aktivlegitimation der Antragstellerin unzulässig. 

Dabei ist es unerheblich, dass die Verpflichtung zur Behandlung aller mit RLM-Zählung 

ausgestatteten Entnahmestellen möglicherweise die wirtschaftliche Attraktivität des 

Gebäudes erhöht und die Antragstellerin insoweit ein Feststellungsinteresse für sich in 

Anspruch nimmt. Entscheidend ist vielmehr, dass - wie die Antragsgegnerin zutreffend 

ausführt - die Antragstellerin mit ihrem Antrag grundsätzlich nicht berechtigt ist, in 

andere Rechtsverhältnisse einzugreifen. Genau dies tut aber der Antrag zu 2., weil er 

das zwischen dem jeweiligen Anschlussnutzer bzw. dessen Lieferanten und der 

Antragsgegnerin bestehende Schuldverhältnis hinsichtlich der Zahlung der 

Netzentgelte berührt. Es ist aber nicht auszuschließen, dass ein an diesem Verfahren 

nicht beteiligter Dritter die von der Antragstellerin gewünschte Änderung nicht wünscht. 

Sofern das Begehren wie vorliegend nicht durch den Anschlussnutzer selbst geltend 

gemacht wird, sieht die Beschlusskammer daher das Vorliegen einer insoweit positiven 

4   Vgl. zum Ganzen BNetzA, Beschluss vom 22.4.2010, BK6-09-141, S. 10; Beschluss vom 
15.1.2008, BK8-06/029, S. 7 f; so im Ergebnis auch: Weyer, in: Berliner Kommentar zum 
Energierecht, 2. Aufl., § 31 EnWG Rn. 7; ebenso zu § 65 Abs. 3 EnWG: Scholz/Jansen, in: 
Hempel/Franke, Recht der Energie- und Wasserversorgung, 99. AL, § 65 EnWG Rn. 24; a. A. 
Hartmann, IR 2007, 26, 27 ff. 
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Willensäußerung des Anschlussnutzers als zwingend notwendig für eine 

Geltendmachung der Änderung durch die Antragstellerin an. Da eine solche positive 

Willensäußerung des Anschlussnutzers der Entnahmestelle  nicht vorliegt, 

fehlt es der Antragstellerin an der erforderlichen Aktivlegitimation. 

 

2.3. Dem gegenüber ist die Aktivlegitimation hinsichtlich des Antrags zu 3. gegeben. 

Die dort aufgeführten Entnahmestellen werden entweder von der Antragstellerin selbst 

oder durch ihre Verfahrensbevollmächtigten genutzt. In der mündlichen Verhandlung 

vom 21.10.2013 haben die präsenten Verfahrensbevollmächtigen der Antragstellerin 

gegenüber der Beschlusskammer klar und unmissverständlich zum Ausdruck gebracht, 

dass sie im Falle der Begründetheit des Antrags eine Änderung in der 

Netzentgeltabrechnung wünschen und mit der Geltendmachung durch die 

Antragstellerin einverstanden sind. Die Beschlusskammer fasst dies als 

Bevollmächtigung auf. 

 

3. Der Antrag zu 3. ist auch begründet, da es sich bei dem Anschluss des 

Gebäudes der Antragstellerin um einen Anschluss der Netzebene 6 handelt. Die 

Erhebung von Netzentgelten der Netzebene 7 auch für solche Entnahmestellen, die 

über eine registrierende Lastgangsmessung (RLM-Messung) verfügen, verstößt damit 

gegen §§ 20 Abs. 1, 21 Abs. 1 EnWG, § 17 Abs. 1 StromNEV. Insoweit war der 

Antragsgegnerin aufzugeben, für die Entnahmestellen der Antragstellerin und ihrer 

Verfahrensbevollmächtigten zukünftig nur noch Netzentgelte der Netzebene 6 zu 

erheben. 

3.1. Nach § 20 Abs. 1 EnWG haben Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen 

den Netzzugang nach sachlich gerechtfertigten Kriterien zu gewähren, wobei die 

Entgelte für den Zugang nach § 21 Abs. 1 EnWG angemessen sein müssen. In 

Ausgestaltung dessen bestimmt § 17 Abs. 1 S. 2 StromNEV, dass sich die 

Netzentgelte nach der Anschlussebene der Entnahmestelle richten. Dieser Regelung 

liegt der Gedanke der Verursachungsgerechtigkeit zugrunde, dass das öffentliche Netz 

nur soweit durch den jeweiligen Nutzer mitzufinanzieren ist, wie er es auch nutzt.  

Der Netzanschlusspunkt ist nach allgemeiner Ansicht der Punkt der Liefer- bzw. 

Leistungs- und Eigentumsgrenze, also der Punkt, an dem das vorgelagerte Netz endet 

und die Anlage des Kunden beginnt5). Vorliegend endet das Eigentum der 

5)  vgl. BNetzA, Beschluss v. 19.05.2009, BK8-07-029 (SW Bühl); Theobald in Energierecht, 
Bd. 1, EnWG, § 3 Rz. 128 ; Salje, EnWG, Einführung Rz. 22 
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Antragsgegnerin unstreitig an der unterspannungsseitigen Sammelschiene der im 

Gebäude befindlichen Transformatorstation, von der das die einzelnen 

Entnahmestellen versorgende Kabel der Antragstellerin abgeht. Damit aber liegt der 

Anschluss des Gebäudes in der Netzebene 6, da die zu einem Transformator 

gehörende funktionelle Einheit der Sammelschiene der Umspannebene zuzuordnen 

ist6).  

3.2. Dem steht nicht entgegen, dass die unterspannungsseitigen Sammelschienen 

der im Gebäude befindlichen Transformatoren über das Niederspannungsnetz mit 

anderen MS/NS-Transformatoren verbunden sind. Dieser Umstand ist für die 

Bestimmung der Anschlussnetzebene ohne Belang, da anderenfalls der Netzbetreiber 

Netzkunden durch Umkonfiguration seiner Netztopologie von der Umspannebene in 

die Netzebene abdrängen könnte. Jedoch muss gerade der Anschlussnehmer, der - 

wie vorliegend - einen Anschluss mit eigenen Betriebsmitteln in der Umspannebene 

gewählt und verwirklicht hat, darauf vertrauen dürfen, dass sein Netzentgeltstatus nicht 

von der Netzphilosophie des Netzbetreibers abhängt. Alles andere würde das 

höchstrichterlich7) bestätigte Recht auf freie Netzebenenwahl konterkarieren. 8)  

3.3. Überzeugende Argumente, warum diese Grundsätze nur für die Netzebenen 2 

und 3, nicht aber für die vorliegend betroffenen Netzebenen 6 und 7 gelten sollen, hat 

die Antragsgegnerin nicht vorgetragen. So ist nicht nur in den Netzebenen 6 und 7 die 

Nähe zum nächstgelegenen Umspanner ein bestimmender Faktor dafür, ob und 

inwieweit ein Anschluss mit eigenen Betriebsmitteln an der Umspannebene möglich 

bzw. sinnvoll ist. Denn selbstverständlich hängt die Sinn- und Wirtschaftlichkeit der 

Verwirklichung jedes direkten Anschlusses in einer Umspannebene von den örtlichen 

Gegebenheiten ab. So bedarf auch ein in den Umspannebenen 2 (HHS/HS) oder 4 

(HS/MS) begehrter Anschluss einer Entscheidung darüber, ob und inwieweit dies vor 

dem Hintergrund der Länge des vom Anschlussnehmer bis zur Sammelschiene des 

nächsten Umspanners bzw. Umspannwerks zu verlegenden Kabels und der Anzahl 

von zu querenden fremden Grundstücken oder öffentlichen Wegen sinnvoll bzw. 

wirtschaftlich ist. Insofern ist es kein Spezifikum der Netzebene 6, dass ein Anschluss 

an der Umspannebene mit zunehmender Entfernung zur Sammelschiene im 

Zweifelsfalle schwieriger, unwirtschaftlicher oder sogar unmöglich wird. Die 

Entscheidung über die Verwirklichung eines Anschlusses in der Umspannung aber 

6)  BNetzA, Beschluss vom 26.1.2006, BK8-05-006 (Sammelschiene I) 
7)  BGH v. 26.6.2008 - EnVR 48/08 - (Agrarfrost) 
8)  vgl. BNetzA, Beschluss v. 19.05.2009, BK8-07-029 (SW Bühl) 
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steht nicht dem Netzbetreiber, sondern ausschließlich dem Anschlusspetenten zu.9) 

Dies übersieht die Antragsgegnerin, wenn sie - vermeintlich aus 

Gleichbehandlungsgründen - die Netzebene 6 faktisch für nicht existent erklären will 

und auch solche Anschlüsse bzw. Entnahmestellen der Netzebene 7 zuordnen will, die 

über eine kundeneigene 0,4 kV-Leitung an die Sammelschiene angeschlossen sind. 

Insofern geht die Antragsgegnerin vorliegend auch fehl mit dem an sich zutreffenden 

Vortrag, alle Anschlussnutzer, die die gleichen Betriebsmittel des Netzbetreibers 

nutzen, müssten der gleichen Netzebene zugeordnet werden. Denn im zu 

entscheidenden Sachverhalt werden durch die im Gebäude befindlichen 

Anschlussnutzer eben gerade keine dem Netzbetreiber gehörenden Betriebsmittel der 

Netzebene 7 genutzt, da das von der Sammelschiene abführende Kabel im Eigentum 

der Antragstellerin steht. Die vorliegende Situation unterscheidet sich also von einem 

„klassischen“ Niederspannungsanschluss, bei dem dieser in den vom Netzbetreiber 

betriebenen 0,4 kV-Niederspannungsring eingebunden ist. 

3.4. Zutreffend trägt die Antragsgegnerin hingegen vor, dass in der Netzebene 6 die 

Anwendung von SLP ausgeschlossen ist. Sofern nicht alle in der Netzebene 6 

liegenden Entnahmestellen eines Gebäudes über eine die Jahreshöchstlast 

feststellende Messeinrichtung verfügen, führt dies - entgegen der Auffassung der 

Antragsgegnerin - allerdings nicht dazu, dass alle Entnahmestellen wieder der 

Netzebene 7 zuzuordnen wären. Es können allerdings nur solche Entnahmestellen in 

den Genuss der Netzentgelte der Ebene 6 kommen, die über eine entsprechende 

Messeinrichtung verfügen und damit die Voraussetzungen für eine ihrer 

Anschlussebene entsprechenden Entgeltabrechnung erfüllen.10) Dies ist bei den 

Entnahmestellen des Antrags zu 3. der Fall.  

Gegenüber Entnahmestellen mit reiner Arbeitsmessung hingegen ist eine Erhebung 

von Netzentgelten der Ebene 6 mangels Feststellbarkeit der Jahreshöchstlast nicht 

möglich, so dass eine Abrechnung mit den Entgelten der Netzebene 7 nicht zu 

beanstanden wäre. Über diese Vorgehensweise wird das von der Antragsgegnerin 

aufgeworfene Problem vermieden, dass Kleinverbraucher in die in der Gesamtsicht 

aus Netz- und Messentgelt mglw. für sie teurere Netzebene 6 gedrängt werden 

können. 

 

9)  BGH v. 26.6.2008 - EnVR 48/08 - (Agrarfrost)  
10)  BNetzA, Beschluss v. 20.6.2011, BK6-11-085 
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4. Das mit dem Antrag zu 1. im Besonderen Missbrauchsverfahren nach § 31 

EnWG unzulässig geltend gemachte Begehren war auch nicht nach § 30 i.V.m. § 65 

EnWG weiterzuverfolgen. 

Die Einleitung eines Missbrauchs- oder Aufsichtsverfahren von Amts wegen steht im 

Ermessen der Regulierungsbehörde. Bei der Entscheidung war zu berücksichtigen, 

dass hinsichtlich der Erhebung des BKZ keine Wiederholungsgefahr droht, da dies ein 

einmaliger Vorgang ist. Ebenfalls kann die Vorbereitung eines Zivilprozesses kein 

öffentliches Interesse an der nachträglichen Feststellung begründen. 11) Vielmehr sind 

energierechtliche Vorfragen eines Zivilprozesses ggf. vom zuständigen Zivilgericht 

gemäß § 102 EnWG mit zu entscheiden, soweit eine Wirkung nach § 32 Abs. 4 EnWG 

durch die vorliegende Entscheidung nicht eingetreten ist. Daher ist es der 

Antragstellerin ohne Weiteres zumutbar, ihre behaupteten Rückzahlungsansprüche 

hinsichtlich des geleisteten BKZ zivilgerichtlich durchzusetzen. 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann binnen einer Frist von einem Monat ab Zustellung 
Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist schriftlich bei der 
Bundesnetzagentur (Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113 Bonn) einzureichen. Es 
genügt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist bei dem Oberlandesgericht 
Düsseldorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3, 40474 Düsseldorf) eingeht. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt 
einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von 
dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die 
Beschwerdebegründung muss die Erklärung, inwieweit der Beschluss angefochten und 
seine Abänderung oder Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsachen und 
Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stützt, enthalten. 

Die Beschwerdeschrift und die Beschwerdebegründung müssen durch einen 
Rechtsanwalt unterzeichnet sein. 

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG). 

Matthias Otte 
Vorsitzender  

Andreas Faxel 
Beisitzer  
 

Dr. Kathrin Thomaschki 
Beisitzerin 

 

 

 

11)  Hanebeck in Britz/Hellermann/Hermes, EnWG, 2. Aufl. § 65 Rn. 9 
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